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Änderungsantrag
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zum Antrag 1 Entwurf des Wahlprogramms der Linkspartei.PDS Berlin zur Wahl zum Abgeordnetenhaus am 17. September 2006

Einreicher/innen: 
Lutz Dühr (Reinickendorf), Thomas Obst (Pankow), Joachim Pempel (Friedrichshain-Kreuzberg), Constance Pewestorff (Treptow-Köpenick), Dr. Thomas Römer (Friedrichshain-Kreuzberg), Jan Spindler (Pankow)

Seite 33/ Zeile 25 bis Seite 34 /Zeile 30 durch folgenden Text ersetzen:

Wohnungspolitik für eine soziale Stadt

Dem Senat und den Fraktionen im Abgeordnetenhaus ist es in der vergangenen Legislaturperiode nicht gelungen, Neuordnung und Stabilisierung der städtischen Wohnungsbaugesellschaften zu realisieren. Die ungenügende Aufmerksamkeit resultiert vorwiegend aus der sehr undifferenzierten Behauptung vom entspannten Berliner Wohnungsmarkt. Berlin braucht aber eine ausgewogene Mischung aller Eigentumsformen (privat, kommunal, genossenschaftlich u. a.) für ein positives Wohnklima. Für eine funktionsfähige und lebendige Großstadt ist dabei die kommunale Wohnungswirtschaft unerlässlich. Nur sie ermöglicht eine sozial- und kiezbezogene Steuerung der Wohnungsversorgung hinsichtlich der Qualität und Lage des Bestandes in der Stadt. Die Linkspartei.PDS kämpft deshalb für den Erhalt eines unveräußerlichen Mindestbestandes von 250.000 kommunalen Wohnungen.

Die Linkspartei.PDS setzt sich ein für die Rückkehr zu gemeinwohlorientierten Prinzipien, deren Wirkung in geeigneter Form (Landesgesetz, Vereinbarungen, Satzungen u. a.) durchzusetzen ist. Sie setzt sich ein für die Modernisierung der Arbeitsweise der städtischen Wohnungsunternehmen, da deren Wirtschaftlichkeit Voraussetzung für den langfristigen Erhalt der kommunalen Wohnungsbestände ist.

Die neoliberale These, wonach öffentliche Unternehmen wirtschaftlich nicht effektiv arbeiten können, ist falsch und dient letztlich nur dem Zweck, vorsorgende Wohnungspolitik unmöglich zu machen.

Grundsätzlich ist es erforderlich, eine effektive parlamentarische Kontrolle der Arbeit der öffentlichen Wohnungsunternehmen zu gewährleisten.

Die Mietermitwirkung ist zu beleben und für die Stabilisierung der Unternehmen zu nutzen. 

Um eine Verkürzung linker Wohnungspolitik auf den Erhalt kommunaler Wohnungen zu vermeiden, wird sich die Linkspartei.PDS künftig umfassender mit den Problemen des Wohnens in Berlin befassen.

Insbesondere ist auf Bundesebene eine Änderung des Systems der Mietspiegelerstellung zu erreichen, so dass auch die Bestandsmieten in die Ermittlung der Mietspiegelwerte einbezogen werden müssen.

Die Linkspartei.PDS tritt dafür ein, Zuschüsse an vom Wegfall der Anschlussförderung im sozialen Wohnungsbau betroffene Mieterinnen und Mieter zu gewähren, um soziale Härten auszuschließen und die soziale Mischung in den jeweiligen Wohnquartieren zu erhalten.

Bisherige Erfahrungen haben gezeigt, dass der Einsatz von Belegungs- und Mietpreisbindung als wichtige wohnungspolitische Instrumente unerlässlich waren. Deshalb wird sich die Linkspartei.PDS dafür einsetzen, dass diese Instrumente für die Wohnungsversorgung der Bevölkerung zukünftig wieder verstärkt eingesetzt werden.

Die Linkspartei. PDS wird ihre wohnungspolitischen Positionen in engster Zusammenarbeit mit den Berliner Mieterinteressenvertretungen erarbeiten.

